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Bonn, den 13. April 1972 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften gemäß 
Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen der 
Europäischen Gemeinschaften 
hier: Agrar-/ Assoziationspolitik in der 

Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschaftsge- 
meinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage den Vor- 
schlag der Kommission der Europäischen Gemeinschaften für 

eine Verordnung (EWG) des Rates zur Änderung der Ver- 
ordnung (EWG) Nr. 656/71 des Rates vom 30. März 1971 
über die Regelung für Mais mit Ursprung in der Vereinig- 
ten Republik Tansania, der Republik Uganda und der Re- 
publik Kenia. 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der 
Kommission der Europäischen Gemeinschaften vom 23. März 
1972 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Ge- 
meinschaften übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments zu dem genannten 
Kommissionsvorschlag ist vorgesehen, die Anhörung des Wirt- 
schafts- und Sozialausschusses nicht. 

Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat 
ist noch nicht abzusehen. 

Zur Information wird gleichzeitig die von der Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften zu ihrem Vorschlag übermittelte 
Begründung beigefügt. 


Brandt 
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V orschlag für eine V erordnung (E W G) des Rates 
zur Änderung der Verordnung (EWG) Nr. 656/71 des Rates 
vom 30. März 1971 über die Regelung für Mais mit Ursprung in 
der Vereinigten Republik Tansania, der Republik Uganda 
und der Republik Kenia 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

insbesondere auf Artikel 43, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Die Verordnung (EWG) Nr. 656/71 des Rates vom 
30. März 1971 über die Regelung für Mais mit Ur- 
sprung in der Vereinigten Republik Tansania, der 
Republik Uganda und der Republik Kenia sieht 
eine Verringerung der Abschöpfung für Mais mit 
Ursprung in den genannten Staaten um 0,75 Rech- 
nungseinheiten je Tonne vor. In Anbetracht der Be- 
deutung dieses Erzeugnisses für den Handel der ge- 
nannten Staaten ist es angebracht, die bestehende 
Sonderregelung zu verbessern. Es ist möglich, die 
bestehende Abschöpfungsverringerung ohne nach- 
teilige Auswirkungen für die Agrarwirtschaft der 


Europäischen Gemeinschaft auf eine Rechnungsein- 
heit je Tonne zu erhöhen. 

Die Partnerstaaten der Ostafrikanischen Gemein- 
schaften sind konsultiert worden - 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

A r t i k e 1 1 

In Artikel 1 der Verordnung (EWG) Nr. 656/71 des 
Rates wird der verringerte Abschöpfungsbetrag von 
0,75 Rechnungseinheiten je Tonne durch den Betrag 
von einer Rechnungseinheit je Tonne ersetzt. 

A r t i k e 1 2 

Diese Verordnung tritt am 1. April 1972 in Kraft. 
Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


0 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 76 
vom 31. März 1971, S. 6 


Geschehen zu Brüssel, am 


Im Namen des Rates 
Der Präsident 
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Begründung 


Der Rat der Europäischen Gemeinschaften hat in der 
Sitzung am 21. Februar 1972 in Nairobi zur Vorberei- 
tung der Assoziationsratssitzung mit den ostafrika- 
nischen Staaten einer Erhöhung der Abschöpfungs- 
verringerung für Mais mit Ursprung in der Vereinig- 
ten Republik Tansania, der Republik Uganda und der 
Republik Kenia von 0,75 auf 1,00 RE je Tonne zuge- 
stimmt. 

Der beigefügte Verordnungsvorschlag zur Änderung 
der Verordnung (EWG) Nr. 656/71 des Rates vom 
30. März 1971 hat zum Ziel, dieser Konzession Folge 
zu leisten. 

Die Maiseinfuhren aus den ostafrikanischen Staaten 
schwanken beträchtlich. 1965 und 1970 wurde kein 
Mais aus diesen Staaten eingeführt; 1968 beliefen 
sich die Einfuhren auf 74 000 Tonnen; die finanzielle 
Auswirkung betrifft eine Verringerung der Ab- 
schöpfungserhebung, die zwischen 0 und 74 000 RE 
im Jahr schwankt. Sie bedeutet im Vergleich zu der 
derzeitigen gültigen Regelung eine zusätzliche Be- 
lastung von max. 18 500 RE. 
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